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AKTUELL 
Carlucci in China 

D e r  amerikanische Verteidi­
gungsminister Frank Carlucci ist am 
Montag zu einem fünftägigen Be­
such der  Volksrepublik China in Pe­
king eingetroffen. Carlucci kam 
vom US-Militärstützpunkt au f  der  
Pazifikinsel Guam, wo er  sich zwei 
Tage aufgehalten hatte. Bei den 
Gesprächen in China, die ihn unter 
anderem mit seinem chinesischen 
Kollegen Qin Qiwei, mit Parteichef 
Zhao  Ziyang und dem «starken 
Mann» der  Volksrepublik, dem Äl­
testenratsvorsitzenden Deng Xiao-
ping, zusammenführen werden, 
wird es unter  anderem auch u m  die 
jüngsten chinesischen Waffenliefe­
rungen in den Nahen Osten gehen. 

Blockfreien-Konferenz 
Delegationen aus mehr als 90 

Staaten sind am Montag in Nikosia 
zusammengekommen, um die a m  
Mittwoch beginnende Aussenmini-
sterkonferenz der  Bewegung der 
Blockfreien vorzubereiten. A u f  der 
Konferenz sollen vor allem Wirt­
schaftsfragen behandelt werden. 
D e r  kubanische stellvertretende 
Aussenminister Raoul Roukouri 
wurde a m  Montag zum Vorsitzen­
den des Wirtschaftsausschusses der 
Konferenz bestimmt, der nigeriani­
sche UNO-Botschafter Ononayie 
leitet den politischen Ausschuss. 

Brokergeschäft aufgegeben 
Die Schweizerische Bankgesell­

schaft (SBG) gibt bei ihrer briti­
schen Tochter Phillips & Drew Ltd. 
in London Teile des Brokerge­
schäfts auf, was zu einem Abbau 
von 120 Stellen führt. Knapp 40 
Mitarbeitern wird gekündigt, wie 
die SBG-Tochter in London mitteil­
te. Als Grund für die Umstrukturie­
rung werden unter anderem die tie­
fen Umsätze im Londoner Börsen­
geschäft seit dem Kurssturz vom 
vergangenen Oktober angeführt. 

Gert Fröbe gestorben 
Der  Schauspieler Gert  Fröbe ist 

in der  Nacht zum Montag im Alter 
von 75 Jahren in einem Münchener 
Krankenhaus gestorben. Das teilte 
die Agentur des Künstlers in Köln 
mit. Als Todesursache wurde ein 
Herzinfarkt angegeben. De r  Agent 
sagte, Ärzte hätten noch versucht, 
Fröbe zu operieren. De r  Schauspie­
ler sei noch vor wenigen Tagen auf­
getreten. 

Kein Lotto-Sechser 
In  der  35. Runde des Schweizer 

Zahlenlottos vom Wochenende hat 
zum zweiten aufeinanderfolgenden 
Mal kein Spieler die richtigen sechs 
Zahlen getippt. Damit wächst der  
Jackpot um eine knappe Million auf 
2,666 Millionen Franken an, wie die 
Gesellschaft Schweizer Zahlenlotto 
am Montag in Basel mitteilte. A m  
nächsten Wochenende nun lockt 
eine Erstranggewinnsumme von 
voraussichtlich 3,8 Millionen 
Franken. 

Festhalten an der bisherigen Gemeindeautonomie 
Der «eigene Wirkungskreis» der Gemeinden wird im neuen Gemeindegesetz umschrieben 

Einer der zentralen Punkte bei der Re­
vision des Gemeindegesetzes bildete die 
Gemeindeautonomie. Sie soll, wie aus 
dem Vernehmlassungsentwurf hervor­
geht, in der bisherigen Form beibehalten 
werden, wobei der Gesetzentwurf von 
einer detaillierten Regelung der Gemein­
deaufgaben absieht, um - wie es im Be­
gleittext heisst - eine elastische Regelung 
für die Zukunft zu ermöglichen. 

Die Verfassung spricht von eigenem 
und übertragenem Wirkungsbereich der 
Gemeinden. Bei de r  Revision des Ge­
meindegesetzes wurde diese Unterschei­
dung beibehalten, so dass der Grundsatz­
artikel über  die Gemeindeautonomie 
heisst: «Die Gemeinden ordnen und ver­
walten in ihrem eigenen Wirkungskreis 
ihre Angelegenheiten unter Aufsicht des" 
Staates selbständig. Sie besorgen im 
übertragenen Wirkungskreis Aufgaben 
des Staates». Andere Formulierungen, so 
die Regierung in ihrer Vernehmlassungs-
vorlage, wie sie. beispielsweise in schwei­
zerischen Kantonen verwendet werden, 
würden keine wesentlichen Verbesserun­
gen gegenüber denjenigen Abgrenzungs­
problemen bringen, die bei der  Eintei­
lung der  Aufgaben in den eigenen oder 
übertragenen Wirkungsbereich ent­
stehen. 

Keine detaillierte Regelung 
D e r  Gesetzesentwurf sieht von einer 

detaillierten Regelung der  Gemeindeauf­
gaben - also dem eigenen Wirkungskreis 
- ab. Eine detaillierte Regelung wäre, 

schreibt die Regierung in ihrem Entwurf, 
einer dynamischen Entwicklung der Ge­
meindeaufgaben nicht angemessen und 
könnte ihr nicht Rechnung tragen. Sie 
könnte, wie die Regierung befürchtet, 
durch die laufende Entwicklung gegen­
standslos werden. Dahe r  werde im Geset­
zesentwurf nur  eine schwerpunktmässige, 
demonstrative Aufzählung typischer ge­
meindlicher Aufgabenfelder vorgenom­
men. Ein solcher Vorschlag ist nach Auf­
fassung de r  Regierung elastisch genug, 
u m  zukünftige Entwicklungen nicht aus-
zuschliessen. 

Der «eigene Wirkungskreis» 
Nach dem Gesetzesentwurf umfasst 

der  «eigene Wirkungskreis» de r  Gemein­
den alles, was das Interesse der  Gemein­
de  berührt und in erheblichem Umfang 
durch sie geordnet und verwaltet werden 
kann. Darüber hinaus kann die Gemein­
d e  Aufgaben in freier Selbstverwaltung 
wahrnehmen, soweit Gesetze ihre Ent­
scheidungsfreiheit nicht einschränken. 
D e r  Gesetzesentwurf zählt auf, was in 
den  eigenen Wirkungskreis de r  Gemein­
den  fällt: Die Wahl der  Gemeindeorgane, 
die Organisation der Gemeinde, die Ver­
leihung des Bürgerrechts, die Verwaltung 
des Gemeindevermögens sowie die Er­
richtung öffentlicher Bauten und Anla­
gen. Im weiteren fällt in den Wirkungsbe­
reich der Gemeinden die Erhebung von 
Umlagen und die Festsetzung von Steuer­
zuschlägen, die Förderung des sozialen, 
kulturellen und religiösen Lebens, die Er­

richtung und Erhaltung von Kindergärten 
und Primarschulen sowie die Aufrechter­
haltung von Ruhe, Sicherheit und Ord­
nung. Ferner führt der  Gesetzesentwurf 
die Ortsplanung, die Wasserversorgung 
sowie die Abwasser- und Abfallentsor­
gung an. 

Der «übertragene Wirkungskreis» 
Zum «übertragenen Wirkungskreis» 

der Gemeinden gehören Angelegenhei­
ten des Staates, welche die Gemeinden 
aufgrund der Gesetze besorgen. Job von 
Neil schreibt dazu in seiner Arbeit «Die 
politischen Gemeinden im Fürstentum 
Liechtenstein», die in den «Politischen 
Schriften» erschienen ist: «Charakteri­
stisch für die Aufgabenwahrnehmung im 
übertragenen Wirkungskreis ist die wei­
sungsgebundene Ausführung der Aufga­
ben, soweit die Gemeinden auf Grund 
von Aufträgen tätig werden, und die Un­
terstellung der Ausführung unter die 
Fachaufsicht des Landes, bei der  nicht 
nur die Rechtmässigkeit, sondern auch 
die Zweckmässigkeit kommunalen Han­
delns überprüft werden kann. Die Ge­
meinden treten bei der  Wahrnehmung 
dieser Aufgaben als untere Landesver­
waltungsbehörde auf, mithin als Organ 
des Staates.» Die übertragenen Aufgaben 
sind nach Job von Neil vor allem in Spe­
zialgesetzen geregelt, so etwa im Steuer­
gesetz, im Sozialhilfegesetz, im Bau- und 
Schulgesetz und in der Schätzungsverord­
nung. (G.M.)  

Lösung der Verkehrsprobleme ist nicht in Sicht 
Chaos an neuralgischen Punkten im östlichen Bodenseeraum ist vorprogrammiert 

(spk) Die Verkehrssituation im öst­
lichen Bodenseeraum spitzt sich zu. So 
sind das St.Galler Rheintal und Vorarl­
berg im Nord-Süd-Verkehr ein Nadelöhr, 
das in den nächsten Jahren enger wird. 
Das bestätigen Zählstellen im Pfänder­
tunnel und Ambergtunnel bei Feldkirch 
einerseits, sowie die «verstopften» Zoll­
ämter im Rheintal andererseits. 

Eine mögliche Lösung der Verkehrs­
probleme im östlichen Bodenseeraum -
zum Beispiel mit einer grenzüberschrei­
tenden Verbindung der Rheintalautobah­
nen N13 und A14 - ist nicht in Sicht. 

Dies, obwohl eine kürzlich vorgelegte 
Untersuchung des Institutes für Orts-, 
Regional- und Landesplanung der  E T H  
Zürich sich für diese Autobahn-Spange 
ausspricht, weil sich in den 90er-Jahren 
die Verkehrssteigerung im östlichen Bo­
denseeraum «überproportional» steigern 
werde. 

Verdoppelte Zuwachsraten 
Vor  allem im benachbarten Vorarlberg 

scheinen heute schon gewisse Grenzen 
erreicht worden zu sein: Die Zählergeb­
nisse im ersten Halbjahr 1988 ergaben im 
Pfändertunnel 2,1 Mio Fahrzeuge oder 
eine Zunahme von über 11 Prozent. Noch 
mehr  Fahrzeuge, nämlich 2,4 Mio Autos 
bei gleicher Zuwachsrate, verzeichnet der  
Ambergtunnel bei Feldkirch. Damit wur­
de die Zuwachsrate der  Vorjahre (mit 
damals über 6 Prozent) fast um das Dop­
pelte überschritten. 

Eine Übergangslösung für den Schwer­
verkehr gibt es immerhin schon im Osten 
von Vorarlberg: Zusätzlich zum soge­
nannten «Nachtsprung«-Güterzug von 
Wolfurt nach Wien wird ab  Herbst 1988 
eine «rollende Landstrasse» von Schön­
wies/Tirol nach Wels eingerichtet. Mit 
dem «Nachtsprung» wird bisher schon 
rund die Hälfte des Transportvolumens 
zwischen Vorarlberg und Rest-Österreich 

auf Schienen abgewickelt (das LKW- ; 
Nachtfahrverbot durch Tirol und Ver­
kehrsbeschränkungen über das «Deut- ! 
sehe Eck» brachten für den Schwerver- ' 
kehr von West nach Ost Wettbewerbs- ! 

nachteile). j 

Probleme für echte Lösung 1 
Diese Übergangslösung konnte nach 

nur  wenigen Adaptierungen der Bahn­
tunnel zwischen dem Oberinner Dorf 
Schönwies und Wels in Oberösterreich 
erzielt werden. Das Problem dabei: Die 
Kantenhöhe in den Tunnels muss für die ; 
derzeit eingesetzten Niederflur-Waggons 
der  Österreichischen Bundesbahnen 
(ÖBB) für die LKW-Beförderung von 3,6 
auf 4 Meter Höhe erweitert werden. Für 
eine echte Lösung - nämlich die Beförde­
rung der Lastwagen ab Wolfurt in Vorarl­
berg - sind grössere Arbeiten notwendig, 
die erst in etwa drei Jahren abgeschlossen 
sein werden. Grösstes Hindernis dabei ist 
der  Arlbergtunnel. 

Anstieg der Zahl 
der Grenzgänger 

Die Zahl der  Grenzgänger aus Vorarl­
berg ist, wie bereits berichtet, im letzten 
Jahr stark angestiegen. Die vom A m t  für 
Volkswirtschaft herausgegebene Auslän­
derstatistik führt am Stichtag 30. April 
1988 insgesamt 3674 (3240) Grenzgänger 
auf, deren Zahl sich innert Jahresfrist um 
434 Personen oder  um 13,4 Prozent er­
höhte, nachdem sie sich schon im Vorjahr 
um 13 Prozent erhöht hatte.  

Von den 3674 Grenzgängern sind 2555 
Männer und 1119 Frauen. D e r  überwie­
gende Teil dieser Grenzgänger, nämlich 
2554 Personen, arbeiten in de r  Industrie 
und in handwerklichen Berufen, wobei 
die Metallindustrie mit 1394 Beschäftig­
ten den grössten Anteil für sich bean­
sprucht. Ein erheblicher Teil der  Grenz­
gänger findet eine Beschäftigung in (Jen 
verschiedenen Dienstleistungsbetrieben: 
184 werden unter  Interessenvertretungen 
aufgeführt, 155 im Handel, 145 im Be­
reich Verkehr, 38 im Gastgewerbe, 27 bei 
Banken, 3 bei Versicherungen und 372 in 
verschiedenen anderen Dienstleistungs­
betrieben. Darunter  fallen 152 Personen 
in der  Hauswirtschaft, 86 im Gesund­
heitswesen, 37 im Bildungswesen, 14 in 
der  öffentlichen Verwaltung, 8 in Kunst 
und Sport. 

Im Baugewerbe arbeiten 148 Personen, 
in der  Elektrizitäts- und Wasserversor­
gung 44. während in der  Land- und Forst­
wirtschaft sowie dem Gartenbau nur drei 
Grenzgänger gezählt wurden. 

Grosse Energiedebatte 
prägt Herbstsession 

(AP) Die Herbstsession vom 19. Sep­
tember bis 7. Oktober  ist von der grossen 
Debatte über Energieartikel, Kaiser-
augst-Verzichts- Motionen und zahlrei­
che Energie-Vorstösse geprägt. Der Na­
tionalrat hat dafür fünf und der  Ständerat 
zwei Sitzungen reserviert, wie aus dem 
am Montag veröffentlichten Sessionspro­
gramm der Fraktions- Präsidenten und 
des Ständerat-Büros hervorgeht. Zusätz­
lich warten auf die Kleine Kammer Brok-
ken wie das Aktienrecht und die Gewäs­
serschutzvorlage, während die Volks­
kammer sich mit Milchwirtschaftsbe-
schluss und Initiative «Pro Tempo 130/ 
100» befassen muss. 

Wie Bundesrat Adolf Ogi vor der  Pres­
se erklärte, hofft e r  auf eine disziplinierte 
Behandlung des Energieartikels und der 
55 Vorstösse. In der  ersten Woche be­
ginnt der  Nationalrat am Mittwoch mor­
gen mit der  Beratung des Energieartikels, 
die in de r  Nachmittagssitzung bis 20.00 
Uhr  und am Donnerstag fortgesetzt wird. 

Vom starken Verkehrsaufkommen ist auch das Zollamt Schaanwald-Tisis betroffen. 
Die liechtensteinische Regierung hat sich bisher klar f ü r  eine Querverbindung zwischen 
der österreichischen und schweizerischen Rheintalautobahn ausgesprochen und ihre 
Vorstellungen in Wien deponiert. Bereits 1967 fasste die Regierung den Beschluss: 
«Das Land  Liechtenstein baut keine Autobahn und beauftragt die zuständigen Stellen, 
alle Anstrengungen zu  unternehmen, damit die nördliche Querspange zwischen der 
Vorarlberger Autobahn und der schweizerischen Nationalstrasse N 1 3  nördlich der 
liechtensteinischen Landesgrenze errichtet wird.» (Archivbild) 

Strategie zur Erhaltung der Umwelt 
UmWeltorganisationen veröffentlichen ihre Strategie 

Bern (AP) Die Schweizer Politik soll 
klare Prioritäten zugunsten von Natur 
und Umwelt setzen. Als Beitrag zu die­
sem Prozess und als Strategie für eine 
lebenswerte Zukunft haben sechs grosse 
UmWeltorganisationen die Publikation 
«Umwelt Schweiz: Wege in die Zukunft» 
erarbeitet. In dem am Montag in Bern 
vorgestellten Bericht ziehen sie eine öko­
logische Bilanz und schlagen eine Reihe 
von teilweise unpopulären Massnahmen 
«zur Sicherstellung der Zukunft der 
Schweiz» vor. 

Das Überleben der Menschheit sei 
durch die Umweltverschmutzung be­
droht, welche zu technischen und Natur­
katastrophen führe, sagte Philippe Roch, 
Geschäftsleiter des W W F  Schweiz und 
Hauptautor des Buches, vor der  Presse. 
Als Gegenstrategie gegen diese Bedro­
hung schlage der Bericht längerfristige 
Massnahmen vor und zeige globale Lö­
sungsansätze auf, sagte Roch. De r  von 
verschiedenen Bundesstellen unterstützte 

Umwelt-Strategietext analysiert in 13 Ka­
piteln die gegenwärtige Situation, er­
wähnt die jeweiligen Probleme und listet 
möglich Massnahmen auf. Es handelt sich 
dabei um eine Anpassung der  »Weltstra­
tegie zur Erhaltung der  Natur» an 
Schweizer Verhältnisse. 

Die sechs Umweltverbände nehmen 
bei ihren Forderungen auch stark umstrit­
tene Vorschläge wieder auf,.So wird etwa 
im Verkehrsbereich eine Einschränkung 
des motorisierten Privatverkehrs verlangt 
und eine Treibstoffrationierung für den 
Fall ins Auge gefasst, dass die mittlere 
Schadstoffbelastung de r  Luft über den 
Grenzwerten liegt. Falls die Luftver­
schmutzung die Alarmgrenze überschrei­
te, müssten Notmassnahmen wie Drosse­
lung der  industriellen Produktion, der 
Heizungen und des motorisierten Ver­
kehrs ergriffen werden, heisst es im Text. 

Im Energiebereich sprechen sich die 
sechs Organisationen für einen Verzicht 
auf Atomstrom aus. 


